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DIJuF-Rechtsgutachten:	Kinder-	und	Jugendhilferecht

  

Kinder- und Jugendhilferecht
Auslandsbezug

Rechtsanspruch von im grenznahen 
Ausland lebenden Kindern auf 
Ganztagsbetreuung

§§ 6, 24, 86 SGB VIII

DIJuF-Rechtsgutachten 31.3.2025 – SN_2025_0125 Bn

Im Rahmen der Umsetzung des kommenden Rechtsan-
spruchs auf einen Ganztagsbetreuungsplatz für Grundschul-
kinder ab 2026 stellen sich dem grenznahen Stadtjugendamt 
folgende Fragen für Kinder, die im grenznahen Ausland leben, 
aber im Bereich des Stadtjugendamts Schulen besuchen:

1. Haben diese Kinder einen Rechtsanspruch auf einen Schul-
kindbetreuungsplatz in der Stadt?

2.	Wie stellt es sich dar, wenn diese Kinder nicht die deutsche 
Staatsbürgerschaft besitzen?

I. Rechtsanspruch deutscher Staatsangehöriger

Fraglich ist zunächst, ob das SGB VIII im Fall von deutschen 
Kindern, die mit ihren Eltern im grenznahen Ausland leben, 
aber eine deutsche Schule in Deutschland besuchen, anwend-
bar ist. Zu unterscheiden ist hier zwischen § 6 Abs. 1 SGB VIII 
und § 6 Abs. 3 SGB VIII. In § 6 SGB VIII wird der räumliche und 
personelle Geltungsbereich des SGB VIII festgelegt. § 6 Abs. 1 
SGB VIII bezieht sich auf junge Menschen, Mütter, Väter und 
Personensorgeberechtigte von Kindern und Jugendlichen und 
stellt für diese auf den tatsächlichen Aufenthalt in Deutschland 

ab. In § 6 Abs. 3 SGB VIII sind Jugendhilfeleistungen geregelt, 
die sich an Deutsche im Ausland richten. § 6 Abs. 3 SGB VIII 
stellt sicher, dass Jugendhilfe an Deutsche im Ausland geleistet 
werden kann, wenn nicht bereits Hilfe vom Aufenthaltsland 
selbst geleistet wird und Leistungsberechtigte (m/w/d*) und 
Leistungsempfängerin keinen Aufenthalt in Deutschland ha-
ben. Folge der Anwendbarkeit des § 6 Abs. 3 SGB VIII ist, dass 
der überörtliche Träger der Jugendhilfe sachlich zuständig ist 
(§ 85 Abs. 2 Nr. 9 SGB VIII) und örtlich der Träger zuständig ist, 
in dessen Bereich der junge Mensch geboren wurde (§ 88 Abs. 1 
S. 1 SGB VIII; FK-SGB VIII/Eschelbach, 9. Aufl. 2022, SGB VIII § 6 
Rn. 1, 35 f.).

1. Persönlicher und räumlicher Anwendungsbereich
des SGB VIII (§ 6 Abs. 1 SGB VIII)
Für die Gewährung von Leistungen an deutsche Staatsangehö-
rige wird an den tatsächlichen Aufenthalt der materiell-recht-
lich Anspruchsberechtigten sowie der Leistungsempfängerin
angeknüpft (§ 6 Abs. 1 SGB VIII; LPK-SGB VIII/Kepert, 8. Aufl.
2022, SGB VIII § 6 Rn. 2). Anspruchsberechtigter bei dem ab
1.8.2026 einzuführenden Rechtsanspruch auf einen Ganz-
tagsbetreuungsplatz für Grundschulkinder ist –  wie in den
anderen Konstellationen des § 24 SGB VIII – das Kind selbst.
Insofern kommt es auf den tatsächlichen Aufenthalt des Kin-
des an. Im Unterschied zum gA (Lebensmittelpunkt) und dem 
Wohnsitz ist als tatsächlicher Aufenthalt die rein physische An-
wesenheit einer Person im Inland zu verstehen, wobei es keine 
Rolle spielt, ob diese ständig oder vorübergehend ist (Wiesner/
Wapler/Elmauer SGB VIII, 6. Aufl. 2022, SGB VIII § 6 Rn. 4).

In den vorliegenden Fällen, in denen Kinder mit deutscher 
Staatsangehörigkeit im grenznahen Ausland leben, aber in 
Deutschland in die Schule (oder auch eine Kindertagesein-

* Alle Geschlechter sind gemeint. Zugunsten der besseren Lesbarkeit wird den 
Veröffentlichungsvorgaben der Zeitschrift entspr. jew. in einem Beitrag durch-
gängig entweder nur die männliche oder nur die weibliche Form verwendet.
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richtung) gehen, ist sodann fraglich, auf welchen tatsäch
lichen Aufenthalt abzustellen ist, da dieser sich mehrmals am 
Tag verändert (morgens vor der Schule und nachmittags nach 
der Schule/nachts ist dieser tatsächliche Aufenthalt im Aus-
land, während des Schulbesuchs ist er im Inland). Wie mit die-
sen sog. „Pendler- oder Grenzgänger-Fällen“ umzugehen ist, 
ist in Literatur und Rechtsprechung umstritten (eine umfas-
sende Zusammenfassung des Meinungsstreits findet sich bei 
jurisPK/Lange SGB VIII, Stand: 4/2024, SGB VIII § 6 Rn. 30 ff.):

2. Meinungsstreit über sog. „Grenzgänger-Fälle“
Eine Auffassung vertritt, dass der Anwendungsbereich des
§ 6 Abs. 1 SGB VIII auch dann eröffnet ist, wenn es sich um
einen Grenzübertritt zB zum Einkaufen oder einen Besuch- 
oder Urlaubsaufenthalt handelt oder ein im Ausland lebendes 
Kind zu einer Kindertageseinrichtung oder Kindertagespfle-
gestelle in Deutschland „pendelt“. Etwas anderes sei es (und
müsse nach § 6 Abs. 3 SGB VIII gelöst werden mit der Folge
der Anwendbarkeit des § 88 SGB VIII) nach dieser Meinung
jedoch, wenn nur aufgrund der Jugendhilfeleistung (zB in ei-
ner Pflegefamilie oder in einer Heimeinrichtung) der gA des
Kindes in Deutschland begründet wird (FK-SGB VIII/Eschelbach 
SGB VIII § 6 Rn. 5). Auch das VG Aachen sieht durch die regel-
mäßige Einreise ins Inland zu einer bestimmten Anlaufstelle
(wie bspw. einer Kindertageseinrichtung) den für § 6 Abs. 1
SGB VIII erforderlichen tatsächlichen Aufenthalt als gegeben
an (VG Aachen 31.8.2021 – 2 K 2791/20, BeckRS 2021, 27123).

Das VG München hingegen sieht es bei Tagespendlerinnen als 
nicht möglich an, dass bei der nur kurzfristigen Dauer des Auf-
enthalts im Inland der örtliche Jugendhilfeträger eine Prüfung 
und ggf. Leistungsgewährung durchführen könne. Vielmehr 
sei bei Pendlerinnen in Bezug auf ihren tatsächlichen Aufent-
halt auf ihren Wohnort abzustellen, was zu einer Anwendung 
des § 6 Abs. 3 SGB VIII mit der Folge einer sachlichen Zustän-
digkeit des überörtlichen Jugendhilfeträgers führe (VG Mün-
chen 27.2.2002 – M 18 K 00.306, BeckRS 2002, 165436; so auch 
iE LPK-SGB VIII/Kepert SGB VIII § 6 Rn. 2).

Das BVerwG hat auch bereits über Fälle entschieden, in denen 
Kinder entweder vom Ausland aus ein Internat in Deutschland 
besuchen (oder umgekehrt). Das BVerwG nimmt dabei eine 
wertende Betrachtungsweise vor, die auf den Schwerpunkt 
der kindlichen Lebensverhältnisse abstellt und den familiä-
ren Lebensmittelpunkt in den Vordergrund stellt (so zusam-
menfassend, aber die Meinung nicht teilend, Wiesner/Wapler/
Elmauer SGB VIII § 6 Rn. 4 mit Verw. auf BVerwG 23.6.1994 – 
5 C 26.92, BeckRS 9998, 170528 sowie BVerwG 11.8.2005 – 5 C 
18.04, BeckRS 2005, 31534).

Lange setzt sich ausführlich mit den einzelnen Auffassun-
gen und deren Schwachstellen auseinander (jurisPK/Lange 
SGB VIII § 6 Rn. 30 ff.). Es sei in diesen Fällen praktikabler, 
wenn nicht der überörtliche Träger (in Fällen des § 6 Abs. 3 
SGB VIII und damit des § 88 SGB VIII), sondern der am Ort 
der Schule zuständige örtliche Träger den Anspruch prüfen 

würde, weil dieser vermutlich fachlich, personell und verwal-
tungstechnisch erheblich besser aufgestellt sei (jurisPK/Lange 
SGB VIII § 6 Rn. 35). Dass keine der dargestellten Meinungen 
ein zufriedenstellendes und unproblematisches Ergebnis lie-
fere, zeige, dass die derzeitige Rechtslage nicht ausreiche, um 
die Problematik der Grenzgänger-Fälle befriedigend zu lösen. 
Der Gesetzgeber, so Lange, müsse für diese Konstellationen 
eine eigenständige bereichsspezifische Lösung entwickeln (ju-
risPK/Lange SGB VIII § 6 Rn. 37; LPK-SGB VIII/Kepert SGB VIII 
§ 6 Rn. 2; Wiesner/Wapler/Elmauer SGB VIII § 6 Rn. 4).

3. Einschätzung des Instituts
Auch nach Einschätzung des Instituts ist es die sinnvollste und 
praktikabelste Lösung, dass der örtliche Träger sachlich und
örtlich zuständig sein sollte, in dessen Bereich die Schule liegt, 
die die Ganztagsbetreuung anbietet. Das Kind, das aus dem
grenznahen Ausland pendelt, hat während seines Schultags
bis zum (späten) Nachmittag seinen tatsächlichen Aufenthalt
an dieser Schule, und es erscheint logisch, dass die Anspruchs-
prüfung und Gewährung des Rechtsanspruchs durch den ört-
lich im Bereich der Schule gelegenen Jugendhilfeträger durch-
geführt werden.

Auch der Vorschlag von Lange, dass in diesen Fällen dem örtlich 
zuständigen Jugendhilfeträger ein Kostenerstattungsanspruch 
gegen den (eigenen) überörtlichen Träger zustehen sollte, er-
scheint dem Institut überzeugend, da ihm sonst eine Finan-
zierungslast entstehen würde, für die es keine Rechtfertigung 
gibt und die die grenznahen Jugendhilfeträger in besonderem 
Maß treffen würde (jurisPK/Lange SGB VIII § 6 Rn. 37). Proble-
matisch ist, dass es für diese Kostenerstattung derzeit jedoch 
auch keine Rechtsgrundlage gibt, sodass nur mit dem VG Aa-
chen auf eine analoge Anwendung des § 86 Abs. 4 S. 2 SGB VIII 
mit der Folge der Kostenerstattung durch den überörtlichen 
Träger nach § 89 SGB VIII zurückgegriffen werden kann.

II. Rechtsanspruch ausländischer Kinder

Handelt es sich in diesen Fallkonstellationen um Kinder, die 
nicht die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen, so ist Folgen-
des zu beachten: Ausländische Staatsangehörige können Leis-
tungen nach dem SGB VIII nur dann beanspruchen, wenn sie 
ihren gA in Deutschland haben (§ 6 Abs. 2 S. 1 SGB VIII). Bei 
den Angeboten der Kindertagesbetreuung handelt es sich um 
Leistungen iSd § 2 Abs. 2 Nr. 3 SGB VIII. Den gA hat jemand 
dort, wo er sich unter Umständen aufhält, die erkennen las-
sen, dass er in diesem Gebiet nicht nur vorübergehend ver-
weilt (§ 30 Abs. 3 S. 2 SGB I). Ein minderjähriges Kind, um 
das es in den vorliegenden Fallgestaltungen geht, hat seinen 
gA grundsätzlich bei dem Elternteil, der das Personensorge-
recht ausübt und bei dem es sich tatsächlich aufhält, dh idR an 
dem Ort, an dem es seine Erziehung erhält (jurisPK/Pitz SGB I, 
Stand: 10/2024, SGB I § 30 Rn. 41). Der gA des Schulkindes, das 
zwar in Deutschland die Schule besucht, dürfte am Wohnort 
seiner Familie (im Ausland) liegen, sodass § 6 Abs. 2 SGB VIII 
nicht anwendbar ist.
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Auch die Anwendung von über- oder zwischenstaatlichem 
Recht, wie bspw. der Brüssel  IIb-VO1 oder des KSÜ2 dürfte 
vorliegend an einem gA des Kindes in Deutschland scheitern, 
sodass ausländischen Kindern, die sich nur für den Schulbe-
such in Deutschland aufhalten (was bereits nur unter engen 
Voraussetzungen überhaupt möglich sein dürfte), kein An-
spruch auf Ganztagsbetreuung ab 1.8.2026 zustehen dürfte.

1	 Verordnung (EU) Nr. 2019/1111 des Rates über die Zuständigkeit, die An-
erkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und in Ver-
fahren betreffend die elterliche Verantwortung und über internationale Kindes-
entführungen vom 25.6.2019 (Brüssel IIb-VO), ABl. EU 2019 L 178, 1, ber. 
2022, ABl. EU 2022 L 103, 18.

2	 Haager Übereinkommen über die Zuständigkeit, das anzuwendende Recht, 
die Anerkennung, Vollstreckung und Zusammenarbeit auf dem Gebiet der el-
terlichen Verantwortung und der Maßnahmen zum Schutz von Kindern vom 
19.10.1996 (Haager Kinderschutzübereinkommen – KSÜ), BGBl. 2009 II, 602 
(603).
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